
José Antonio Crespo Mexiko: 
Politische        

Perspektiven des   
J a h res 2000

Der Präsidentschaftswahlkampf des Jahres 2000 wird ,
so darf bereits im Vorfeld gemutmaßt werden, die
größte Feuerprobe, die der langsame und mühsame,
von dem Land vor einigen Jahren eingeleitete politi-
sche Wa n d l u n g s p rozeß bislang zu bestehen hatte. Der
Schritt von einem halbautoritären und von einer vor-
herrschenden Partei getragenen Regime zu einem
anderen, pluralistischen und wettbewerbsorientier-
ten System bedeutet per definitionem, das Risiko ein-
zugehen, daß die gesellschaftliche Ordnung und die
politische Regierbarkeit bis zu einem bestimmten
Maße verloren gehen. Die Definition der ‘politischen
Transition’ selbst determ i n i e rt diese als einen Zeitraum,
in dem die verschiedenen politischen und gesellschaft-
lichen Akteure bei ihrem Kampf um die Macht sowie
bei der Ausübung derselben keineswegs einen einzigen
Kanon von Regeln teilen, was wiederum das Risiko
von Auseinandersetzungen und Meinungsverschie-
denheiten, von Spannungen und möglicherweise
auch Konfrontationen unter den Beteiligten in sich
birgt. Mexiko stellt hier keine Ausnahme dar und ob-
wohl sich der politische Wandlungsprozeß im we-
sentlichen innerhalb der institutionellen Bahnen voll-
zogen hat, konnte beobachtet werden, wie im Ve rlaufe
der sechsjährigen Amtszeit eines Präsidenten – und
insbesondere gegen Ende derselben – einige der die
Stabilität wahrenden politischen Einrichtungen in
ihrer Funktionsfähigkeit deutlich nachlassen. Dies ist
offenbar unumgänglich, wenn es darum geht, von
einer im wesentlichen autoritär geprägten institutionel-
len Ordnung zu einer grundlegend demokratischen
überzugehen; indes ist das Problem der Unterschied

Am Vo rabend der Präsident-
schaftswahlen des Jahres
2000 ist das Klima für
einen friedlichen Regie-
rungswechsel in Mexiko,
d.h. für einen Abschied der
seit Jahrzehnten selbst-
herrlich regierenden
„Staats“-Partei PRI von der
Macht, so ungünstig wie eh
und je: Die von Präsident
Zedillo eingeleitete Öff-
nung des verkrusteten, von
Nepotismus und Korruption
gekennzeichneten Regimes
hat zwar zu einem empfind-
lichen Machtverlust des
PRI in diversen Bundes-
staaten geführt, aber auch
zu einer Steigerung der tra-
ditionellen Unversöhnlich-
keit gegenüber dem konser-
vativen Gegner PAN sowie
dem noch jungen, aus dem
PRI selbst hervorgegange-
nen Rivalen PRD. Letztlich
d ü r f te indes das mangelnde
Demokratie- und Wettbe-
werbsverständnis aller drei
mexikanischen Parteien
sowie deren fehlende Be-
reitschaft, einen Sieg des
Gegners anzuerkennen,
jener Faktor sein, der für
die bevorstehenden Wahlen
in dem late i n a m e r i ka n i s c h e n
Land kaum Gutes hoffen
läßt.
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zwischen dem Rhythmus, mit dem die Institutionen
des Autoritarismus ihre Macht verlieren, und jenem,
mit dem sich die Einrichtungen der Demokratie her-
ausbilden und festigen. Das Risiko besteht darin, daß
die Geschwindigkeit, mit der sich die ersteren ver-
brauchen, größer ist als jene, mit der sich die demo-
kratischen Einrichtungen entwickeln. In einem solchen
Falle kann man so zu einem ‘Vakuum der Institutio-
nen’ gelangen, d.h. dem Fehlen, der Wi d e r s p r ü c h l i c h-
keit oder der mangelnden Akzeptanz von Regeln, die
den politischen Kampf bestimmen, wodurch wiede-
rum ein günstiger Nährboden für politische Unord-
nung und eine mögliche Instabilität bereitet wird.

Hinzuzufügen ist, daß – im besonderen Falle Mexi-
kos – es in der gesamten Geschichte seit der Unab-
hängigkeit des Landes keinen einzigen Fall eines fried-
lichen Machtwechsels gegeben hat. Tatsächlich war
es so, daß, wenn die Macht zu verschiedenen Zeit-
punkten in der Geschichte unseres Landes von einer
Gruppe auf eine andere – sogar gegnerische – über-
gegangen ist, dies durch einen Staatsstreich, einen
Bürgerkrieg oder eine Revolution geschehen ist. Und
bekannt ist auch, daß in jedweder Art von politischen
Systemen ein gewisses Risiko darin besteht, daß im
Falle einer erstmaligen Machtübergabe die Verlierer
das Urteil nicht anerkennen und den durch die Insti-
tutionen vorgezeichneten friedlichen Weg zur Aus-
tragung des Kampfs um die Macht verlassen. Dieses
Risiko erhöht sich, wenn die genannte Machtüberg a b e
nicht innerhalb einer politischen Gruppe erfolgt, son-
d e rn unter verschiedenen und gegnerischen Gru p p e n ,
d.h. wenn die Übergabe der Macht von einer Partei
an die andere ansteht. Darüber hinaus erhöht sich das
Risiko noch einmal, wenn diese gegnerischen Gru p p e n ,
unter denen die Machtübergabe erfolgen soll, große
weltanschauliche Differenzen aufweisen. Dies er-
klärt, warum beispielsweise in Chile nach dreißig
Jahren friedlicher Machtwechsel unter liberalen Par-
teien die Stabilität im Jahre 1973 verlorenging, als
erstmalig eine sozialistische Partei an die Macht ge-
langte, die für verschiedene politische und wirt-
schaftliche Gruppen, die im rechten Bereich des
ideologischen Spektrums anzusiedeln waren (und die
die durc h den sozialistischen Präsidenten Salvador
Allende eingeschlagene Politik nicht tolerierten), eine
B e d ro h u n g darstellte. 
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So zeigt sich denn nicht nur die Gleichbehandlung
und Transparenz bei den Wahlen, sondern vor allem
die Bereitschaft zur Akzeptanz des Ergebnisses (das
die einen zu Gewinnern und die andern zu Verlierern
macht) durch die Parteien und Kandidaten als Heraus-
forderung an die aufkeimende mexikanische Demo-
kratie. Natürlich sind beide Aspekte dieses Problems
miteinander verbunden. Je durchschaubarer die Vor-
gehensweise und je größer die Gleichbehandlung bei
Wahlen ist, um so geringer ist die Neigung zu einer
Hinterfragung der Ergebnisse oder – dies in jedem
Falle – die Wahrscheinlichkeit, daß bedeutende Teile
der Bürgerschaft einen unbegründeten Protest unter-
stützen, was praktisch gesehen das gleiche ist wie wenn
es zu überhaupt keinem Vorgehen der Bürgerschaft
käme. Zweifellos hat es die in Mexiko nach diversen,
vor allem nach 1964 sehr häufig durchgeführten Re-
formen erfolgte Verbesserung der Wahlgesetzgebung
erlaubt, die Praxis der überaus vielfältigen, sowohl
vor als auch während und nach dem Wahltag selbst
begangenen Formen des Wa h l b e t rugs einzuschränken
oder zu verhindern. Auch haben die Wahlbehörden
gegenüber der Regierung ein hohes Maß an Autono-
mie erhalten – wenngleich ihre Autonomie gegenü-
ber den Parteien noch keineswegs gestärkt ist –, was
wiederum zu einem größeren Vertrauen in den Wahl-
vorgang insgesamt geführt hat. Zwar gibt es immer
noch bestimmte Verbindungen zwischen den Wa h l b e-
hörden und den Parteien; jedoch ist es nicht mehr
möglich, daß eine einzige von ihnen – der PRI – die
Entscheidungsfindung innerhalb der Wa h l k o m m i s s i o n
kontrolliert, so wie dies bis 1994 der Fall war.

Summa summarum kann gesagt werden, daß die
Spannungen unter den (und innerhalb der) Parteien
wahrscheinlich in der Lage sind, ein politisches Klima
zu schaffen, das für eine friedliche Übergabe der
Präsidentialmacht alles andere als günstig ist. Schließ-
lich gibt es, so läßt sich erahnen, bereits im Vorfeld
des Präsidentschaftswahlkampfs verschiedene Ele-
mente, die als Warnsignale aufgefaßt werden müssen
und die sich in gewissem Maße auf die Funktionsfä-
higkeit der politischen Institutionen auswirken könn-
t e n , die noch die Regierbarkeit des Landes sicherstellt.

Es kann gesagt wer-
den, daß die Spannungen
unter den (und innerhalb
der) Parteien wahrschein-
lich in der Lage sind, ein
politisches Klima zu schaf-
fen, das für eine friedliche
Übergabe der Präsidential-
macht alles andere als 
günstig ist.
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Im sechsjährigen Zyklus

Seit dem Jahre 1970 zeigt das Land eine Dynamik,
derzufolge gegen Ende der sechsjährigen Amtszeit
eines jeden Präsidenten eine wirtschaftliche und/oder
politische Krise heraufzieht, die sich im Gegensatz zu
der jeweils vorherigen stets verschärft hat. So waren
die wirtschaftlichen Probleme, die sich beim Amts-
antritt des Präsidenten Luis Echeverría (1970-1976)
zeigten, kaum mit der wesentlich strukturelleren und
grundlegenderen Krise vergleichbar, die zu bannen
oder zu überwinden den nachfolgenden Regierungen
unmöglich war. Zudem stellte die Unterdrückung der
Studentenbewegung von 1968 einen schweren Schlag
für die Legitimität des Regimes dar, so daß sich die
Krise, anstatt überwunden zu werden, zunehmend –
wenn auch im Verlaufe mehrerer Jahre – verfestigte.
Als Echeverría die Macht an seinen Nachfolger José
López Portillo (1976-1982) übergab, zeigte sich
erneut eine wirtschaftliche und politische Krise, die
schärfer war als diejenige von vor sechs Jahren, und
es ging sogar das – von vielen ernst genommene – Ge-
rücht um, Echeverría weigere sich mit Unterstützung
des Heeres, das Präsidentenamt zu übergeben. Auch
das von Miguel Alemán (1946-1952) eingeführte Mo-
dell zur wirtschaftlichen Entwicklung stieß allmählich
an seine spürbaren historischen Grenzen. Für eine ge-
wisse Zeit konnte dieses Modell indes tatsächlich noch
aufrechterhalten werden dank der Entdeckung von
Erdölvorkommen, die es López Portillo gestatteten,
eine Ära des Reichtums für das Land zu verkünden.

Während des größten Teils der Regierungszeit
López Portillos glaubten die Bürger tatsächlich an den
wirtschaftlichen Fortschritt und an den Wohlstand,
den ihr Präsident lautstark in alle vier Himmelsrich-
tungen verkündete. Die Kritik und die Bedenken, mit
denen viele dem Portillo’schen Projekt gegenüber-
standen, wurden durch die politische Führu n g s s c h i c h t
disqualifiziert und durch die Medien zum Schweigen
gebracht, so daß sie nicht ins Bewußtsein des Volkes
drangen. Die Krise des letzten Regierungsjahres Ló-
pez Portillos zeigte, daß dessen Kritiker recht hatten.
Die wirtschaftliche Krise des Jahres 1982 war drücken-
der als diejenige des Jahres 1976 und signalisierte das
Ende des Modells einer wirtschaftlichen Entwick-
lung „nach innen“, das die Führungsschicht des PRI
seit 1946 verfolgt hatte. Außerdem wurde das enorm
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hohe Maß an Korruption, das entstanden war, nach-
dem das Land durch den Erdölverkauf neue Ressour-
cen angesammelt hatte, ebenso öffentlich bekannt
wie die Auslandsverschuldung, die im Verlaufe der ver-
gangenen sechs Jahre exponentiell angewachsen war.

Nach all dem und trotz der ungeheuren Unzufrie-
denheit mit dem ,Reinfall’, den die Regierung López
Portillo darstellte, erwiesen sich die politischen Insti-
tutionen noch als stark genug, um das Regime ohne
g r ö ß e re Probleme zu stützen. Für die Stabilität ließen
sich damals keinerlei tatsächliche Risiken erkennen und
sogar der offizielle Präsidentschaftskandidat Miguel
de la Madrid konnte einen bequemen Sieg in einem
Wahlkampf erringen, der im wesentlichen unange-
fochten blieb. Die wirtschaftliche Krise untergrub
w e i t e rhin schrittweise die institutionellen Gru n d l a g e n
des Regimes, während andererseits die Unzufrieden-
heit der Bürger – und breiter Teile der Unternehmer-
schaft, die über die von López Portillo im Rahmen
seines letzten Präsidentschaftsberichts vorg e n o m m e n e
Verstaatlichung des Bankwesens erbost waren – die
seinerzeit wesentlich kraftvollere Opposition, den
Partido Acción Nacional (PAN), stärkte. Außerdem
führte die obligatorische wirtschaftliche Austerität
sowie die Notwendigkeit, ein neues wirtschaftliches
Entwicklungsmodell im Sinne eines Wachstums
„nach außen“ bei gleichzeitiger Rücknahme der Inter-
vention des Staates einzuführen, zu starken Spannun-
gen innerhalb der Führungsschicht des Landes. Künf-
tig würde es unmöglich sein, mit beträchtlichen Mitteln
die politische Unterstützung aufrechtzuerhalten, die
die Körperschaften der Herrschaft des PRI hatten zu-
kommen lassen. Derlei Diff e renzen bewirkten schließ-
lich einen Bruch innerhalb der Partei, der bei weitem
schwerwiegender und folgenreicher war als die
Abspaltungen, die der PRI bei früheren Gelegen-
heiten – in den Jahren 1940, 1946 und 1952 – erlebt
hatte. All dies führte dazu, daß die nachfolgenden
Präsidentschaftwahlen von Kämpfen und Auseinan-
dersetzungen wie nie zuvor geprägt waren, bei denen
sich die Partei zu massiven Betru g s m a n ö v e rn gedrängt
sah. Diese waren jedoch augenscheinlicher als bei an-
deren Wahlen und ließen den Verdacht aufkommen,
daß Cuauhtémoc Cárdenas – der dem PRI erst kurz
zuvor den Rücken gekehrt hatte – diese Wahl mögli-
c h e rweise gewonnen habe. Nach Abschluß des Wa h l-

Tro t z der ungeheuren
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um das Regime ohne größere
Probleme zu stützen.
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kampfes und angesichts der Zweifel an der Korrekt-
heit des Wahlergebnisses selbst begann der Druck
auf die Stabilität im Lande auf beunruhigende Weise
zu wachsen. Die sich im Anschluß an die Wahl erhe-
benden Stimmen, die saubere Wahlen forderten und
den Sieg des offiziellen Kandidaten Carlos Salinas de
Gortari in Zweifel zogen, mögen diesen Stabilitäts-
verlust beschleunigt haben. Auf jeden Fall wurde das
hiermit verbundene Risiko von den Mexikanern nun
deutlicher empfunden, deren große Mehrheit in einer
Zeit geboren war, die durch eine ungetrübte, für die
Jahre nach der Revolution typische Stabilität geprägt
war. Erneut war die Krise zum Ende der Sechs-
Jahres-Frist tiefgreifender als die des Jahres 1988.

Salinas de Gortari erwies sich als überaus ge-
schickt darin, das Vertrauen breiter gesellschaftlicher
Schichten für sich zu gewinnen, die angesichts einer
Reihe kühner und wirksamer politischer Schritte die
Art und Weise vergaßen, in der dieser selbst an die
Macht gekommen war, und die ihn nun aufgrund sei-
ner Amtsführung legitimierten (d.h. zumindest für
den Moment, in dem Salinas greifbare politische und
wirtschaftliche Erfolge vorwies). Der Präsident be-
gann, wie vor ihm López Portillo, die Idee zu verbre i-
ten, daß die wirtschaftliche Krise überwunden sei und
daß sein Entwicklungsprojekt Mexiko an die Schwelle
der ‘Ersten Welt’ führen würde, was in einflußre i c h e n
Kreisen der Gesellschaft auch Glauben fand. Die
ersten Erfolge seiner Amtsführung, in bestem Licht
betrachtet, dienten ihm hierbei als Bürgschaft, um
für sein Vorhaben Kredit zu bekommen.

Einige Kritiker – und auch dies war unter López
Portillo der Fall – warnten jedoch vor dem Risiko
eines Zusammenbruchs gegen Ende der sechsjähri-
gen Amtszeit, falls nicht bestimmte Schritte im wirt-
schaftlichen und politischen Bereich unternommen
würden. Indes wurden auch diese Kritiker seitens der
amtierenden Regierung disqualifiziert. Am Endes
des Jahres 1993, als der Kandidat des PRI bereits de-
signiert worden war, sah es so aus, als ob die Regie-
rung Salinas ein einziger Erfolg gewesen sei, als ob
ein Sieg des designierten Kandidaten als Nachfolger
Salinas’ mehr als sicher sei und als ob ohne größere
Probleme auf dem Weg der von de la Madrid einge-
führten und von Salinas gefestigten Sonderform des
Liberalismus fortgefahren werden könne – und dies
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mit dem Ziel, das Land ein für alle Mal auf den Pfad
der wirtschaftlichen Entwicklung sowie, damit ein-
hergehend, der allmählichen, aber systematisch fort-
schreitenden politischen Demokratisierung einzu-
schwören. Zu Beginn des Jahres 1994 stürzte diese
wunderbar inszenierte Bühnenmalerei jedoch ein
weiteres Mal ein. Das Regime durchlebte eine neue
politische Krise – die schwerste seit der Revolution -,
vor dem Hintergrund eines Kleinkriegs mit großen
politischen Auswirkungen, dem Risiko eines proble-
matischen Wahlverlaufs sowie dem Mord an dem
Kandidaten des PRI unter mehr als fragwürdigen
Umständen. Obwohl der PRI seinen Ersatzkandidaten
E rnesto Zedillo aus verschiedenen Gründen und ohne
die Probleme, die die Wahlen des Jahres 1988 ge-
kennzeichnet hatten, ins Präsidentenamt heben konnte,
wirkten sich die politischen Strapazen und Spannun-
gen dieses Jahres schließlich auch auf das Wi rt s c h a f t s-
modell aus, so daß das Land gegen Ende des Jahres
1994, kurz nachdem der neue Präsident Zedillo sein
Amt angetreten hatte, eine weitere Wirtschaftskrise
durchlebte, die ungleich tiefgreifender war als jene
der vorhergehenden Amtszeit. Es schien nun außer
Zweifel zu stehen, daß der Weg des Landes durch
den Sechs-Jahres-Rhythmus bestimmt wurde, der in
einer immer tiefgreifenderen wirtschaftlichen und
politischen Krise mündete, und daß die deutlichen
Warnungen der Kritiker durchaus begründet waren.

Präsident Zedillo faßte den Entschluß, auf dem
Weg der liberalen Wirtschaftsentwicklung fortzufah-
ren, und vertraute auf den Erfolg entsprechender An-
passungsmaßnahmen, deren Ziel es war, das Land
zeitgleich mit einer entschiedenen – oder zumindest
deutlicheren – Öffnung des politischen Systems wie-
dererstarken zu lassen. Auf diese Weise könnte, so
hoffte der Präsident, das Land in einer erkennbareren
Form den Weg in Richtung Demokratie einschlagen,
und dies unter der – wahrscheinlich richtigen – Prä-
misse, daß im Moment der Ve rwirklichung dieses Plans
die politischen Spannungen, die auf entscheidende
Weise zu der Wi rtschaftskrise beigetragen hatten, spür-
bar nachlassen würden. Das Vertrauen der Bürger in
die Regierung und deren Glaubwürdigkeit erreichten
einen seit der Revolutionszeit nicht mehr gekannten
Tiefpunkt, so daß Zedillo nicht anders konnte, als
den wirtschaftlichen und politischen Abwärtstrend
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zu stoppen. In der Tat gelang es ihm noch bis zum
Ablauf der ersten Halbzeit seiner Amtsperiode, eine
durchaus vorzeigbare Wirtschaftswachstumsrate zu
erzielen, wenngleich diese auch auf äußerst schwa-
chen Füßen stand. Der Abstieg in der zweiten Hälfte
seiner Amtszeit wurde gegen Ende des Jahres 1997
offenbar und markierte zeitgenau das problematische
Ende, auf das der Sechs-Jahres-Rhythmus nun er-
neut zulief. Diese Tendenz zeigt sich bereits mit sol-
cher Deutlichkeit, daß Präsident Zedillo selbst sie im
Rahmen seines IV. Regierungsberichts im Jahre 1998
anerkannte, vor den für seine beiden letzten Amtsjahre
erwarteten Schwierigkeiten warnte und die Notwen-
digkeit unterstrich, Anstrengungen zu unternehmen,
um eine neue Krise zum Ende seiner Amtszeit zu
vermeiden. Trotz dieses Aufrufs und trotz des Einge-
ständnisses dieses Risikos, was die Ergreifung einer
Reihe von Präventivmaßnahmen zu seiner Ve rm e i d u n g
gerechtfertigt hätte, ist die Tendenz unübersehbar:
Sie kann nicht mehr ignoriert werden, und auch ein
weiteres, wirtschaftlich und politisch – höchstwahr-
scheinlich – noch schwierigeres Ende einer Sechs-
Jahres-Frist kann nicht mehr abgewartet werden.
Außerdem ist daran zu erinnern, daß die Macht-
übergabe als solche ohnehin das schwächste Glied in
der Kette der Stabilität darstellt.

Im Zyklus 
der Wahlen

So wie sich ein sechsjähriger Zyklus beobachten läßt,
der seinen Abschluß in einer an Schärfe zunehmen-
den wirtschaftlichen oder politischen Krise findet, so
läßt sich parallel hierzu auch beobachten, wie die
wahlpolitische Öffnung in jeder Regierung in einem
ebensolchen Zyklus erfolgt, der in einem gewissen
Maße der Krise zum Ende einer Amtszeit zugeord n e t
werden kann. Zu Beginn der Amtszeit eines jeden
Präsidenten ist es bereits Tradition, daß der neue
Amtsträger eine tatsächliche und substantielle demo-
kratische Öffnung in Aussicht stellt, die einen Mei-
lenstein in der politischen Entwicklung des Landes
bedeuten würde. Ein solches Angebot geht dabei von
dem Eingeständnis aus, daß die bislang eingeleiteten
R e f o rmen graduell und eher halbherzig waren, daß es
sich hingegen künftig um grundlegende und wirkliche
R e f o rmen handeln würde. Die relative politische Öff-
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nung wurde hierbei als ein Ablaufventil für die durch
die wirtschaftliche und soziale Ve r s c h l e c h t e rung ange-
staute Unzufriedenheit gesehen. Schließlich trägt eine
nennenswerte wirtschaftliche Öffnung in der Tat
dazu bei, ein durch schwerwiegende soziale Mängel
und Schwächen gekennzeichnetes politisches System
stabil zu erhalten, auch wenn die Öffnung als solche
eine wesentliche Änderung des politischen Systems
selbst darstellt (und von einem autoritären System zu
einer wirklichen Demokratie führen kann).

So wurde denn im Verlaufe der jeweils ersten Hälfte
der vergangenen Amtsperioden eine politische Re-
form in die Wege geleitet, die einen variablen Grad an
Öffnung ermöglichte, der seinen Niederschlag wie-
derum unverzüglich – wie hätte es auch anders sein
können? – in diversen Niederlagen für den PRI fand,
die für die jeweiligen Regierungen mit immer ernste-
ren und drückenderen Folgen verbunden waren.
Während der Regierungszeit Miguel de la Madrids,
als man sich der 1982 entstandenen Wirtschaftskrise
gegenübersah, führte das vom damaligen Präsidenten
gegebene Ve r s p rechen einer „umfassenden Demokra-
tie“ zu einer gewissen politischen Öffnung – wenn-
gleich auch anfangs keine neue Wa h l re f o rm in Angriff
genommen wurde, sondern die von López Portillo
a n g e regte Gesetzgebung in Geltung blieb, die zu einer
beträchtlichen Flexibilisierung des Parteiensystems
geführt hatte. Als Folge dieser Politik errang die
Opposition, hauptsächlich der PAN, verschiedene
Siege auf Gemeindeebene, und dies besonders im Nor-
den des Landes, wo zwischen 1982 und 1983 auch
einige Hauptstädte – unter anderem Ciudad Juárez,
Chihuahua, Durango und San Luis Potosí – darunter
waren. Diese Welle gegnerischer Siege beunruhigte
die Regierung, die sich um das Jahr 1985 zu einer
R e v i d i e rung der Öffnungspolitik entschloß: Die zwi-
schenzeitlich stattfindenden Bundeswahlen wurden
a u f g rund vielfältiger und bereits Tradition geword e n e r
U n regelmäßigkeiten angefochten. Und im Wa h l k a m p f
um das Amt des Gouverneurs von Durango und Chi-
huahua, bei denen der PAN große Aussichten auf
einen Wahlsieg hatte, griff der für die Wahl einge-
richtete Regierungsapparat zu massivem Betrug, um
einen solchen Ausgang zu verhindern. Unter den
Mitgliedern der Führungsschicht war die Rede vom
„Domino-Effekt“, demzufolge im Falle eines einzi-
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lagen für den PRI fand.
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gen an die Opposition verloren gegangenen Gouver-
neurssitzes die übrigen ebenfalls sofort und einer
nach dem anderen fallen würden. Auch verbreitete
sich die Theorie, daß, falls dem PAN die Regierung
eines an der Nordgrenze gelegenen Bundesstaats in
die Hände fallen würde, dies eine Einmischung der
Vereinigten Staaten mit negativen Folgen bewirken
könne, weshalb man nun von einem „Vaterlandsver-
rat“ als Rechtfertigung dafür sprach, eine Übern a h m e
des Amts des Gouverneurs von Chihuahua durch den
PAN mit allen Mitteln zu verh i n d e rn. Andere r s e i t s
b i l d e t e sich 1986 innerhalb des PRI eine „Demokrati-
sche Strömung“, deren Ziel die innere Demokrati-
sierung der Partei war und die sich gegen den
Kurswechsel aussprach, den die Regierung de la Ma-
drid im Rahmen des wirtschaftlichen Entwicklungs-
modells vollzogen hatte. Die Reaktion des Regimes
war unerbittlich: Ausdruck der traditionellen Bor-
niertheit gegenüber internen Meinungsverschieden-
heiten waren erneut politische Disqualifizierung und
Maßregelung. Als die Regierung schließlich der eige-
nen Partei eine schwierige Präsidentschaftswahl für das
Jahr 1988 voraussagte, wurde 1987 die Wahlgesetzge-
bung erneut geändert, was in mehr als einem Sinne ei-
nen faktischen Rückschritt darstellte; war die Ab-
sicht doch die, die Position der vorherrschenden
Partei in der Wahlkommission zu stärken und deren
absolute Mehrheit im Unterhaus des Kongresses
sicherzustellen.

Die Born i e rtheit in politischen und wahlbezogenen
Fragen führte in der zweiten Hälfte der Sechs-Jahres-
Frist zu einer Radikalisierung des PAN sowie dem
Austritt der „Demokratischen Strömung“ aus dem
PRI und zur Kandidatur ihres Führers, Cuauhtémoc
Cárdenas, außerhalb dieser Partei. Hierdurch wurde
der Boden für eine komplizierte und spannungsre i c h e
Präsidentschaftsnachfolge bereitet, die bei weitem
zivilisierter und ruhiger hätte vollzogen werden kön-
nen, falls sowohl dem PAN als auch den internen
Meinungsverschiedenheiten des PRI der nötige
Spielraum gegeben worden wäre. Die Wahlen des
Jahres 1988 stellten die problematischsten und um-
strittensten dar, denen sich der PRI auf Landesebene
jemals gegenübergesehen hatte und deren Ergebnisse
für die Funktionsfähigkeit der politischen Einrich-
tungen des Landes ein Risiko bedeuteten.
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Der neue Präsident Carlos Salinas de Gortari lei-
tete seine Amtszeit ebenfalls mit einer relativen, aber
nicht unbedeutenden politischen Öffnung ein, indem
er den Wahlsieg des PAN in Niederkalifornien (Baja
California) anerkannte. Diese Öffnung erfolgte indes
gegenüber dem rechten Spektrum des Parteiensy-
stems, d.h. gegenüber dem PAN, während der neuen
P a rtei des linken Spektrums, dem 1989 offiziell gegrün-
deten Partido de la Revolución Democrática (PRD),
der aus der 1987 aus dem PRI ausgeschiedenen „De-
mokratischen Strömung“ hervorgegangen war, mit
E n g s t i rnigkeit begegnet wurde. Die Wahlen zur Neu-
besetzung des Landesparlaments von Michoacán,
dem Cárdenas entstammte, hätten vom PRD gewon-
nen werden können; jedoch verhinderte dies ein
großer Betrug. Um die Regierungspolitik einer Öff-
nung gegenüber dem PAN und einer engstirnigen
Abschottung gegenüber dem PRD zu bezeichnen,
w u rde damals der Begriff der „Selektiven Demokratie“
(democracia selectiva) geprägt, der auch als Grund-
ton während der gesamten Regierungszeit Salinas’
hörbar war.

Auf die gleiche Weise wurde zu einem späteren
Zeitpunkt ein möglicher Sieg des PAN in Guana-
juato verhindert sowie im Jahre 1991 ebenfalls eine
gegnerische Koalition in San Luis Potosí. Die sich
daraufhin nach den Wahlen ergebenden Konflikte
führten zur Absetzung der offiziellen, dem PRI an-
gehörenden Wahlsieger sowie zur Einsetzung eines
S t e l l v e rt reters des PAN in Guanajuato sowie eines des
PRI in San Luis Potosí. Dies erfolgte jedoch nicht in
Übereinstimmung mit den gesetzlichen Bestimmun-
gen, sondern auf der Grundlage eines außerre c h t l i c h e n ,
auf Parteivorstandsebene getro ffenen Abkommens, was
wiederum nicht dazu beitrug, den Gesetzesweg als
den regulären Weg zu festigen. Die in diesem Jahr
durchgeführten Nationalwahlen, in denen der PRI
eindrucksvolle 64 Prozent der abgegebenen gültigen
Stimmen (gegenüber 51 Prozent im Jahre 1988) er-
langte, wurden sowohl seitens des PAN als auch seitens
des PRD in Frage gestellt, wenngleich dies auch im
Anschluß an die Wahlen zu keinem Konflikt führte,
was seinerseits teilweise dadurch zu erklären ist, daß
die Exekutivgewalt nicht auf dem Spiel stand.

Im Verlaufe der zweiten Hälfte der Sechs-Jahres-
Frist wurde das Prinzip der „Selektiven Demokratie“

Um die Regierungs-
politik einer Öffnung ge-
genüber dem PAN und einer
engstirnigen Abschottung
gegenüber dem PRD zu be-
zeichnen, wurde der Begriff
der „Selektiven Demokra t i e “
(democracia selectiva) ge-
prägt, der auch als Grund-
ton während der gesamten
Regierungszeit Salinas’
hörbar war.
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beibehalten. Im Jahre 1992 wurde der Sieg des PAN
in Chihuahua anerkannt und etwas später, im Jahre
1993, ebenfalls derjenige in Mérida, der Hauptstadt
Yucatáns. Dies wiederum verhinderte 1992 einen
möglichen Sieg des PRD in Michoacán, was zu einem
weiteren Konflikt nach den entsprechenden Wahlen
f ü h rte, aber auch zur außerinstitutionellen Absetzung
des dem PRI angehörenden Gouverneurs sowie zu
dessen Substituierung durch einen Parteigenossen.
Was darüber hinaus die Frage der Wahlreform be-
trifft, so führte die Regierung Salinas eine Reform im
Jahre 1990 und eine weitere im Jahre 1993 durch, die,
wenngleich sie auch zu einigen – im wesentlichen nur
kosmetischen – Fortschritten führten, in bezug auf d i e
Integration des Kongresses einen Rückschritt bedeu-
teten angesichts der Tatsache, daß der PRI sich wei-
terhin die absolute Mehrheit im Unterhaus sicherte,
indem er die Voraussetzungen dafür verbesserte, daß
diese Partei bei weniger Stimmen doch mehr Parla-
mentssitze erhalten würde. All dies, d.h. die Rück-
schritte in Sachen Wahlgesetzgebung sowie die „Se-
lektive Demokratie“, erzeugte erneut ein Klima der
Spannung und der politischen Radikalisierung – und
dies vor allem auf Seiten des PRD sowie der hinter ihm
stehenden Gruppen.

Erst zu Beginn des Jahres 1994 führte man infolge
der Unruhen, zu denen der Ausbruch eines Kleinkriegs
in Chiapas geführt hatte, eine dritte Wa h l re f o rm durc h ,
die in der Tat zu einer Reihe bedeutsamer Fort s c h r i t t e
bei der Durc h f ü h rung der Wahl führte, indem sie dem
PRI die Kontrolle über die Wa h l b e h ö rden entzog u n d
sie auf die wichtigsten Oppositionsparteien verteilte.
Insgesamt konnte die politische Spannung jedoch nicht
abgebaut werden und es kam zu der schwersten dies-
bezüglichen Krise, wozu der Kleinkrieg in Chiapas
und das Risiko eines Kontrollverlustes über die Wa h-
len ebenso beitrug wie die verbale und politische
Radikalisierung des PRD und die Ermordung des
offiziellen Präsidentschaftskandidaten. Wenngleich
auch der PRI die Präsidentschaftswahlen mit glatter
Mehrheit – und ohne Zuhilfenahme umfangreicher
betrügerischer Maßnahmen, jedoch noch bei beacht-
licher Ungleichheit – gewann, brachte der politische
Schaden, von dem sowohl das allgemeine Klima als
auch die Institutionen selbst betroffen waren, das
Land erneut in eine politisch und wirtschaftlich heikle
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Lage. Festgehalten werden kann, daß der turbulente
Ausgang der sechsjährigen Amtszeit ein weiteres Mal
die Folge einer in der zweiten Hälfte dieser Frist ge-
zeigten Engstirnigkeit des Regimes war, wenngleich
sich diese Engstirnigkeit auch hauptsächlich gegen
den PRD und nicht so sehr gegen den PAN richtete. 

Ernesto Zedillo, der als neuer Präsident im Jahre
1994 an die Macht gelangte, erkannte sehr bald, daß
eine tatsächliche Öffnung in der Politik und in der
Gestaltung der Wahlen eine grundlegende Notwen-
digkeit darstellte und der einzige Weg war, um eine
politische Destabilisierung des Landes zu vermeiden.
So bot er an, die Wahlsiege der Opposition jetzt auch
ohne selektive Kriterien anzuerkennen und eine
grundlegende und ihrem Wesen nach demokratische
Wahlreform in die Wege zu leiten. Während der
ersten Hälfte seiner Amtszeit stand er auch eindeutig
zu seinem Wort; von einigen Ausnahmen abgesehen,
wie zum Beispiel den Wahlen in Yucatán, wo die
Umstände des knappen und nur durch Stimmenkauf
und Anstiftung zur Stimmabgabe zugunsten einer
bestimmten Partei im großen Stil erzielten Wahlsiegs
des PRI bislang nicht umfassend aufgeklärt worden
sind. Dennoch wurden viele – mehr als je zuvor – von
der Opposition gewonnene Bundesstaaten (Guana-
juato, Jalisco, Nuevo León, Querétaro und Mexiko-
Stadt) durch die Regierung anerkannt. Darüber hin-
aus wurde 1996 eine bemerkenswerte Reform des
Wahlrechts durchgeführt, die der Wahlbehörde eine
umfassende Autonomie gegenüber der Regierung ge-
w ä h rte und somit einen bislang nie dagewesenen Fort-
schritt sowie einen entschiedenen Schritt in Richtung
einer Wettbewerbsfähigkeit in Wahlangelegenheiten
darstellte, indem sie dafür Vorsorge traf, daß weder
Regierung noch Partei künftig über die Mittel verfü-
gen würden, ein für sie ungünstiges Urteil abzuän-
dern. Dies zeigte sich in der Tat im Verlaufe der Na-
tionalwahlen des Jahres 1997, bei denen der PRI die
nötige Stimmenzahl verfehlte, um seine bereits Tr a d i-
tion gewordene absolute Mehrheit im Unterhaus zu
bewahren, was wiederum zu einer neuen und in der
Gegenwartsgeschichte des Landes unbekannten par-
lamentarischen Dynamik führte.

Im Verlaufe der zweiten Hälfte der Amtszeit Ze-
dillos nahm die Spannung im politischen Klima er-
neut zu und die Unregelmäßigkeiten bei Wahlen
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häuften sich. Natürlich wurden auch weitere Siege
der Opposition – in Aguascalientes, Zacatecas,
Tlaxcala und Baja California Sur – anerkannt, von
denen viele eher das Ergebnis neuer Abspaltungen
innerhalb des PRI als eine Leistung der Opposition
selbst waren. Jedoch hatte sich in praktisch allen
Wahlen eine neue Tendenz zum Rückgriff auf Stim-
menkauf und Anstiftung zur Stimmabgabe zugun-
sten einer bestimmten Partei zu erkennen gegeben,
wobei derlei Praktiken ebenso durch die mißbräuch-
liche Verwendung öffentlicher Gelder als auch durch
exzessive Ausgaben seitens der offiziellen Kandida-
ten selbst ermöglicht wurden. Dies geschah in einem
Ausmaße, das sowohl den PAN als auch den PRD
dazu veranlaßten, die zunehmende Anwendung sol-
cher Praktiken anzuprangern, die für den Sieg des
PRI in einigen Bundesstaaten (wie in Guerrero, wo
die Partei offiziell mit nur zwei Prozent Vorsprung
gewann) sowie für andere Wahlsiege (bei denen der
Unterschied zwischen dem ersten und dem zweiten
Platz deutlicher war, was das Aufkommen harter
Auseinandersetzungen im Anschluß an die Wahlen
verhinderte) entscheidend gewesen sein dürften. Bei
der Opposition hat dies zu der Annahme geführt, daß
diese Praktiken im Präsidentschaftswahlkampf des
J a h res 2000 wohl die Handlungsmaxime sein werd e n .

Insgesamt kann gesagt werden, daß die Regierung
Zedillo, wenngleich sie sich durch eine Politik aus-
zeichnet, die eine größere politische Öffnung als alle
ihre Vorgängerregierungen verfolgt (und die in mehr
als nur einem Sinne eine qualitative Korrektur der
politischen Herrschaftsform und der Rolle der Par-
teien darstellt), bislang doch auch die Tendenz zu
einer relativen Abschottung im Verlaufe der zweiten
Hälfte ihrer Amtszeit gezeigt hat. Dies deutet eine
gewisse Radikalisierung der Oppositionsparteien und
eine Zunahme der Spannungen im politischen Klima
an, was einmal mehr die entsprechende Präsident-
schaftsnachfolge komplizieren könnte.

Die ungewisse 
Demokratisierung des PRI

Die Reform jener Partei, die nahezu siebzig Jahre
lang eine vorherrschende Rolle innehatte, kann sich
positiv auf die Demokratisierung im allgemeinen aus-
wirken, stellt aber auch einen Risikofaktor dar, falls
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diese Bemühungen des PRI keinen Erfolg hätten. Dies
ist darauf zurückzuführen, daß die Partei jahrzehnte-
lang eine die zahlreichen politischen Kräfte ordnende
Achse gebildet und somit auch als entscheidender
Stabilitätsfaktor fungiert hat. Offenbar hängt die Sta-
bilität jedoch nicht nur davon ab, daß der PRI an der
Macht bleibt, wie es bisweilen im politischen Pro-
gramm der Partei heißt, sondern auch von der fried-
lichen und in geregelten Bahnen verlaufenden Neu-
ordnung jener politischen Strömungen, die sich
allmählich von der vorherrschenden Partei loslösen,
um andere politische Räume zu füllen oder in ande-
ren Parteien aufzugehen.

Das Problem könnte sich im Falle eines unerwar-
teten und drastischen Absturzes des PRI stellen, der
die mögliche Wahlniederlage der Partei sowie deren
sich anschließenden Zerfall beinhalten würde, so wie
dies in gewisser Form in verschiedenen osteuropäi-
schen Ländern mit der entsprechenden Einheitspart e i
der Fall war. Die Einheit des PRI zeigt sich heute zu-
nehmend zerbrechlich, hing sie doch bislang von
dem von ihr gehaltenen virtuellen Monopol ab. Und
in dem Maße, in dem dieses Monopol zerbrach und
es den Parteimitgliedern möglich wurde, Machtposi-
tionen über andere politische Formationen zu erlan-
gen, zerfiel allmählich die Disziplin. Jedesmal, wenn
Meinungsverschiedenheiten über die Vorstandsent-
scheidungen der Partei aufkommen, pflegen sich
Brüche zwischen den Aktivisten und den führenden
Köpfen der Partei aufzutun, die sich vorteilhaftere
Aktionsfelder suchen, um ihre politische Karriere
voranzutreiben. Das Fundament, auf dem die eiserne
Disziplin innerhalb des PRI sowie dessen Einheit um
jeden Preis aufgebaut war, war seine eigene Vorherr-
schaft, d.h. die Überzeugung, daß ein Sieg nur inner-
halb der Partei möglich war und daß sich außerhalb
derselben nichts Wichtiges oder Bedeutsames abspielte.

Zweifellos bedeutet eine Demokratie in anderen
Ländern nicht, daß die bestehenden Parteien stets
von der Gefahr des Bruchs oder des Auflösens be-
droht sein sollen, jedoch stellt die Demokratie eben
dieses Risiko für eine Partei dar, die für Jahrzehnte
eine Monopolstellung innehatte. Dies ist zum einen
darauf zurückzuführen, daß diese Partei in der öff e n t-
lichen Meinung ein zunehmend negatives geschicht-
liches Bild aufgebaut hat, was ihr das Überleben in
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einem neuen demokratischen Umfeld erschwert. Zum
a n d e ren pflegen die Oppositionsparteien ihre Pfort e n
w ä h rend des Wa n d l u n g s p rozesses für viele Aktivisten
der vorherrschenden Partei, die eben diese verlassen
wollen, sperrangelweit zu öffnen, um diese Partei zu
schwächen oder um dort politisches Terrain zu ge-
winnen, wo sich dasselbe aus eigener Kraft nicht ge-
winnen ließe.

D rei für dieses Phänomen beispielhafte Fälle haben
sich unlängst in den Bundesstaatswahlen von Zacate-
cas, Tlaxcala und Baja California Sur zugetragen – in
Bundesstaaten also, die bis vor kurzem Bastionen des
PRI waren: Das Scheitern dieser Partei bei dem teil-
weise der ungenügenden Demokratie bei der Auswahl
ihrer Kandidaten zu verdankenden Versuch, die Ein-
heit zu wahren, führte zur Abspaltung von Mitglie-
dern, die es unter der Fahne anderer Parteien schaff-
ten, dem PRI, dem sie ursprünglich entstammten, die
Regierungsgewalt zu entreißen. Dies hat über den
Auswahlprozeß des Präsidentschaftskandidaten des
PRI einen Spuk heraufbeschworen; den Spuk, daß d e r
Mangel an einer einwandfreien und rundum durch-
schaubaren und rechtmäßigen Vorgehensweise bei
eben dieser Auswahl sowie die Unmöglichkeit, einen
solche zu schaffen, eine neue Spaltung hervorrufen
könnte, deren Folge eine Schwächung der Partei vor
den Präsidentschaftswahlen und somit ihre Niederlage
an den Urnen bedeuten könnte. Sicher, auch auf der
Ebene der Bundesstaaten hat es Wahlen innerhalb des
PRI gegeben, die nicht zu Abspaltungen und einer
daraus resultierenden Niederlage der Partei geführt
haben, wie in Chihuahua – dem Bundesstaat, den der
PRI zugunsten des PAN verloren hatte -, Ta m a u l i p a s,
Sinaloa, Puebla, Hidalgo, Guerrero oder Quintana
Roo. Dennoch wurden bei all diesen Wahlen in ge-
r i n g e rem oder höherem Maße Formen von Ungleich-
heit beobachtet, eine unstatthafte Unterstützung des
siegreichen Kandidaten durch die Regierung sowie
verschiedene Unregelmäßigkeiten, die insgesamt aus-
reichen, um die Glaubwürdigkeit des Ergebnisses in
Zweifel ziehen zu können. Wenn es trotzdem zu kei-
nem Bruch kam, so ist dies im wesentlichen darauf zu-
rückzuführen, daß es für die Abweichler – oder für
einige von ihnen – keine günstigen Voraussetzungen
gab, um sich auf die Seite einer anderen Partei zu
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schlagen; dies vor allem, da die Opposition bereits
ihre eigenen Kandidaten hatte.

Ausgehend hiervon darf angenommen werden,
daß die Einheit der Partei während des Auswahlver-
f a h rens ihres Kandidaten weniger von der Ord n u n g s-
gemäßheit dieses Verfahrens selbst als vielmehr von
den vorh e rrschenden politischen Umständen abhängt,
die es einem der in der Vorauswahl unterlegenen Kan-
didaten ratsam erscheinen lassen könnten, sein Stre-
ben nach der Präsidentschaft in einer anderen Partei
fortzusetzen. Angesichts dieser Tatsache haben diese
Kandidaten wenig Aussicht auf einen Wahlerfolg,
könnten sich jedoch einen eigenen politischen Bewe-
gungsraum erschließen, der möglicherweise attraktiver
wäre als die Aussicht, innerhalb des PRI die Diszi-
plin zu wahren; mehr noch, sie könnten dieser Partei
Steine in den Weg legen bei deren Bemühen, das Amt
des Präsidenten der Republik für sich zu behalten. Der
Verlust der Einheit des PRI könnte nicht nur den
Niedergang der vorherrschenden Partei bedeuten,
was für viele Bürger eine unverzichtbare Vorausset-
zung für die Errichtung der Demokratie in Mexiko
ist, sondern könnte auch zu gewissen politischen Tu r-
bulenzen führen, die sich auf das ganze Wahlver-
fahren sowie den Prozeß des politischen Übergangs
auswirken könnten. Dies würde davon abhängen, ob
der PRI auch angesichts einer Niederlage imstande
wäre, eine führende Rolle als Oppositionspartei ein-
zunehmen, bzw. davon, wie ein Bruch und ein mög-
licher Zerfall dieser Partei herbeigeführt werden
könnte. Ein unerwarteter Absturz der Partei würde,
wenn es denn dazu käme, ein politisches Erdbeben
hervorrufen, das sich auf das gesamte politische
System und nicht nur auf den PRI als eine seiner tra-
genden Achsen auswirken würde.

Der Ausgang 
der Wahlen

Ein weiterer Grund zur Sorge, der von den Präsi-
dentschaftswahlen des Jahres 2000 ausgeht, erwächst
aus dem Ergebnis derselben, denn unter den Parteien
und ihren Wählern besteht wenig Bereitschaft, eine
eigene Niederlage hinzunehmen und einen Wahlsieg
der jeweiligen Gegner anzuerkennen. Der Demokra-
tisierungsprozeß bedeutet indes die Notwendigkeit,
den Sieg eines jeden politischen Rivalen zu akzeptie-
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ren, da ansonsten eine friedliche Machtübergabe nicht
zu bewerkstelligen ist. Verfügt eine Demokratie über
stabile und solide Einrichtungen, haben die Verlierer
der Wahlen kaum Alternativen außer der, das Wahl-
urteil anzuerkennen. Wenn jedoch die Demokratie
erst vor kurzem errichtet worden ist und sich zudem
noch unvollständig zeigt, dann kann die Anfälligkeit
ihrer Institutionen den Widerstand des Unterlegenen
hervorrufen, was wiederum eine Welle von Protesten
im Anschluß an die Wahl nach sich ziehen würde.
Und dies kann offenbar, wie bereits gesagt, ein
Risiko für die politische Stabilität bedeuten.

Unter derlei Umständen könnte jedwedes mögliche
Ergebnis politische Turbulenzen nach sich ziehen.
Wenn viele – sogar die meisten – Bürger gegen den
PRI eingestellt sind, was verschiedenen Umfragen
zufolge der Fall ist, könnte ein Sieg dieser Partei,
auch wenn er in einem Klima ausreichender Wettbe-
werbsfähigkeit aller Parteien zustande gekommen
sein mag, zu einer breiten Ablehnung des Wahler-
gebnisses führen. Falls andererseits jedoch eine Part e i
des Oppositionslagers gewinnen würde, könnten die
Mitglieder und Anhänger des PRI für Unruhe sor-
gen, um eine Machtübergabe zu verhindern oder zu
e r s c h w e ren. Zwar müßte dies nicht notwendigerw e i s e
zu einem Stabilitätsverlust führen, würde jedoch die
noch begrenzte Funktionsfähigkeit der demokrati-
schen Einrichtungen zweifellos unter großen Druck
setzen.

Komplizieren würden sich die Dinge auch, falls
die Wahl außerdem zu einem knappen Ergebnis zwi-
schen dem ersten Platz (welche Partei diesen auch
immer halten möge) und dem unmittelbar darauf fol-
genden führen würde, da in diesem Falle dem letztere n
ein Grund zu der Annahme gegeben wäre, er habe in
Wirklichkeit gewonnen, aber das Ergebnis sei auf-
grund einer Reihe von Unregelmäßigkeiten (die im
Verlaufe der Präsidentschaftswahlen wohl kaum aus-
bleiben werden) unstatthafterweise manipuliert wor-
den. Die Wahlen in den Bundestaaten der verg a n g e n e n
Jahre lassen vermuten, daß die Parteien, allen voran
der PRI, zu verschiedenen tradierten, aber nach wie
vor wirksamen Praktiken der Manipulation, des Be-
trugs oder der Anstiftung zur Stimmabgabe zugun-
sten einer bestimmten Partei greifen werden, so zum
Beispiel zur Verschwendung von Geldern, zum ille-
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galen Einsatz öffentlicher Mittel, zur Erschleichung
von Stimmen durch Güter und Dienstleistungen, zur
Mobilisierung der Körperschaften und zu anderen
Methoden mehr. In zwei Bundesstaaten haben sich
unlängst Fälle zugetragen, die dieses Risiko beispiel-
haft verdeutlichen: In Tlaxcala hatte der gegnerische
und zuvor aus dem PRI ausgeschiedene Kandidat den
Wahlsieg mit einem knappen Vorsprung von 2,5 Pro-
zent der Stimmen errungen, woraufhin der Kandidat
des PRI dieses Ergebnis anfocht und sich auf Unre-
gelmäßigkeiten berief, von deren Bekanntwerden er
sich eine Korrektur des Ergebnisses zu seinen Gunsten
versprach: Obwohl er sein Ziel nicht erreichte, initi-
i e rte er eine Protest- und Kampfkampagne. Wenig spä-
t e r t rug sich eine ähnliche Begebenheit in Guerre ro zu,
wo der Kandidat des PRI mit einem Vo r s p rung von nur
zwei Prozent der Stimmen gewann. Der Spitzenkan-
didat des PRD stellte ebenfalls das Ergebnis in Frage,
vom dem er behauptete, es sei das Resultat vielfältiger
traditioneller Machenschaften, besonders von Stim-
menkauf und illegaler Anstiftung zur Stimmabgabe
zugunsten einer bestimmten Partei. Ein energischer,
wenn auch bislang friedlicher Protest gegen dieses
Wahlergebnis folgte auf dem Fuß. Die dargestellten
Auseinandersetzungen verursachten keine allzu g ro ß e n
Schäden, aber das gleiche Szenario würde auf natio-
naler Ebene im Umfeld der Präsidentschaftswahlen
(und angesichts der Schlüsselfunktion, die das Präsi-
dentenamt in unserem politischen System innnehat)
zweifellos größere Gefahren mit sich bringen. 

Die Wahlgesetzgebung hat sich dahingehend ent-
wickelt, daß sie bestimmte Formen des Wahlbetrugs
beim Namen nennt, aber nicht über adäquate Vorge-
hensweisen verfügt, um eine Reihe von Praktiken zu
unterbinden, die im Umfeld des illegalen Handels
mit Stimmen anzusiedeln sind: Weder die Wahlbe-
h ö rden noch der Staatsanwalt für Wa h l a n g e l e g e n h e i t e n
haben die Möglichkeit, derlei Gesetzeswidrigkeiten
zu stoppen oder zu verhindern. Viele dieser Widrig-
keiten stellen nicht einmal Nichtigkeitsgründe dar,
was es unmöglich macht, die Kontroversen, die sie ge-
wöhnlich hervorrufen, auf dem rechtlichen Wege zu
schlichten. Ganz im Gegenteil, sie stellen vielmehr
einen politischen Grund dar, den die unterlegenen
Parteien ins Feld führen, um ein ungünstiges Ergeb-
nis anzufechten und abzulehnen. Zweifellos finden
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sich derlei Praktiken noch in einer Reihe von Demo-
kratien, sogar in solchen, die seit langem bestehen und
sich auf ein funktionsfähiges Gefüge von Institutionen
stützen. Jedoch werden sie im allgemeinen nicht als
ausschlaggebend bei der Festsetzung des Endergeb-
nisses erachtet, weshalb sie auch keinen Grund zu
Zweifeln und Anfechtungen, und noch weniger zu
Auseinandersetzungen und Konfrontationen liefern.

In einem Lande jedoch, in dem der Wa h l b e t rug eine
lange Tradition hat, in der Skepsis und Verdächtigun-
gen in der politischen Kultur tief verw u rzelt sind und
in dem diese Art von Ungesetzlichkeiten in der Tat
nach wie vor beobachtet wird, ist es mehr als wahr-
scheinlich, daß eine Situation des Widerstands, des Pro-
testes und schließlich des Konflikts entsteht, wenn
sich diese Methoden entscheidend auf das Enderg e b n i s
auswirken. All dies stellt gerade im Verlaufe eines
Übergangsprozesses zur Demokratie angesichts der
Anfälligkeit der erst vor kurzem eingeführten demo-
kratischen Spielregeln ein hohes Risiko dar. Natür-
lich kann nichts und niemand versichern, daß das
Endergebnis der Präsidentschaftswahl knapp ausfal-
len wird, dies hängt vielmehr von vielen Variablen und
Unwägbarkeiten ab, die sich auf das entsprechende
Abschneiden der im Wettstreit befindlichen Parteien
und Koalitionen auswirken. Jedoch deuten die Pro j e k-
tionen, die derzeit auf der Grundlage von Sondieru n g e n
erstellt werden können, sowie die aus der Geschichte
bekannten Tendenzen bei Wahlen darauf hin, daß
dieses Szenario eines möglichen Patts zwischen zwei
oder drei politischen Kräften durchaus Wirklichkeit
werden kann. Auf alle Fälle besteht das Risiko darin,
daß eher der Zufall (in Form eines bequemen Wahl-
siegs eines der Kandidaten) als die Funktionsfähigkeit
der politischen und für Wahlen relevanten Einrichtun-
gen den Faktor darstellt, der zu einer entscheidenden
Variablen werden kann, der eine Situation des Wider-
stands und der Auseinandersetzung herbeiführt oder
nicht.

Viele Analysten und Mitglieder der politischen Par-
teien sind sich des Risikos eines auf die Wahlen fol-
genden Konflikts bewußt, der sich aus allen hier be-
s p rochenen Variablen ergeben könnte. Hierauf mag es
zurückzuführen sein, daß im Verlaufe der politischen
Debatte eine Reihe von Vorschlägen zur Beschrän-
kung dieses Risikos gemacht worden ist, wie die Über-
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nahme – oder die Anpassung an die mexikanischen
Verhältnisse – des ,zweiten Wahlgangs’ oder des (in
Australien und Irland gültigen) Systems der ,Zweit-
stimme’, deren Absicht darin besteht, ein klareres
und unanfechtbare res Ergebnis herbeizuführen. Auch
sind einige Änderungen der Wahlgesetzgebung im
Gespräch, die die erf o l g reiche Praxis des Stimmenkaufs
und der Anstiftung zur Stimmabgabe zugunsten einer
bestimmten Partei in wirksamerer Form unterbinden
könnten. Schließlich gibt es Optionen, die in beach-
tenswerter Weise jene Risiken reduzieren könnten,
die einer in hohem Maße vom Wettbewerb geprägten
Wahl im Rahmen eines noch nicht voll funktions-
fähigen Gebäudes von Institutionen innewohnen. In
diesem Sinne zu wirken ist vor allem der Verantwor-
tung der im Kongreß vertretenen Parteien anheimge-
stellt, denn jeder rechtliche Schritt erf o rd e rt deren Ein-
verständnis. Das Problem liegt darin, daß eine jede
Partei derlei Vorschläge nicht im Hinblick darauf be-
wertet, ob sie eine Hilfe bei der Verringerung der
Risiken von Auseinandersetzungen und Instabilität
darstellen, sondern grundsätzlich nur im Hinblick
darauf, ob sie ihre eigenen Chancen auf einen Wahl-
sieg erhöhen oder schmälern. Es ist dies eine logische
Reaktion, die bei allen Parteien auf der Welt beob-
achtet werden kann. Jedoch stellt sie zweifellos auch
ein weiteres Hindernis auf dem langen und unsiche-
ren Weg der demokratischen Transition dar, auf dem
Mexiko seit nunmehr einigen Jahren voranschreitet. 

Der Text wurde von Dr. Benedikt M. Helfer aus dem Spanischen übersetzt.
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